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Markt, Bedarf und Nachfrage

Bedürfnisse – Gefühl des Mangels indem der Antrieb steckt den Mangel zu beseitigen

Bedarf – 
Der Teil der Bedürfnisse der mit Geldmitteln, Kaufkraft verbunden ist

Nachfrage – 
entsteht wenn der Bedarf auf dem Markt wirksam wird
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(Verfassung)

Gesetze und
Verordnungen

Tarifvertrige

Betriehsvereinharungen

Arheitsvertrige

Weisungen des Arheitsgebers
(Direktionsrecht)





IT – Handbuch S. 18
Marktarten: Inhalt + Form der Märkte

Marktformen: Struktur der Märkte

viele Kriterien
Käufer, Verkäufer


         Betrachtung der der Zahl der Marktformen

3 Gruppen
	einer
	wenige
	viele

	mono
	oligo
	poly


Markt und Preis

· Angebot und Nachfrage bestimmen den Preis

· Bestimmungsfaktoren für die Nachfrage (durch priv. Haushalte) – Finanzelle, Vermögen (IT – Handbuch S.19)
Für das Angebot auch priv. Betriebe
Preisgesetze

Modell des Vollkommenen Marktes – Bedingungen, um gesetzmäßige Aussagen zu treffen

	Sachlich 
(
Serviceleistung

zeitlich

(
Lieferfristen

Räumlich
(
Transportkosten

Persönlich
(
Bindung an Geschäftsinhaber
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	Einheitspreis

(Gleichgewichtspreis 
( Angebot und Nachfrage)


Preisgesetze

· Gleich bleibendes Angebot führt steigende (sinkende) Nachfrage zu steigenden (sinkenden) Preisen
· bei gleich bleibender Nachfrage führt steigendes (sinkendes) Angebot zu fallenden steigenden Preisen 

Funktionen des Preises (IT – Handbuch S. 20)

Ausgleich
( Angebot + Nachfrage 

Lenkung
( Lenkt Produktion

Signal

( Gut ist knapp oder reichlich

Erziehung
( Wirtschaftliche Entscheidungen

Unternehmenszusammenschlüsse
· Kapital

· Marktbereinigung

· Kreditwürdigkeit zu erhöhen

· Kostenminimierung

· Auslastung der Produktionsanlagen

· ….

	Gründe
	1. nach Richtung

    S. 20
	a. horizontal (gleiche Produktions- und Handelsstufen)

b. Vertikal (Angliederung Vorgelagerter/ Nachgelagerter Produktions- und Handelsstufen )

c. Diagonal


	
	2. nach Grad der Selbständigkeit  S. 21
	


Behörde: Kartellgesetz / Bundeskartellamt
Fusion – kann von der Kartellbehörde untersagt werden, wenn durch die Fusion eine 

   Marktbeherrschende Stellung zu erwarten ist.

 a. verboten

(Preiskartell)

Kartell – b. Anmeldepflichtig 
(Rabattkartell)

 c. genehmigungspflichtig (Strukturkrisenkartell)

Angebotserstellung

Verpflichtungs- und Erfüllungsgeschäft am Kaufvertrag
Verpflichtungsgeschäft 
= Angebot, Antrag, Offerte + Annahme (verpflichtend mit der Unterschrift)
Erfüllungsgeschäft
= Verfügung über die Ware + Verfügung über das Geld =  beide Seiten müssen die Pflichten die 
(Verfügungsgeschäft) 
   sich aus dem Vertrag ergeben erfüllen
IT-Buch S. 336 – 337
Beschaffung von Fremdleistungen

Vertragsarten S.339
Handelskauf

a. zweiseitig = zwischen 2 Kaufleuten nach HGB




b. einseitig zwischen Kaufmann und Privatmann

Bürgerlicher Kauf 
= Kauf zwischen 2 Privatpersonen

Marketing





a. Marktforschung

Marktuntersuchung  (S.321, 322)
b. Markterkundung
b1. Primär (neue Daten)

b2. vorhandene Daten 
Marketing Mix ( Zusammenwirken der Marketinginstrumente



a. Produkt- und Sortimentpolitik
S. 326
4 Basissäulen
b. Preis- und Konditionen Politik 
S. 326


c. Distributionspolitik

S. 328 – Rabatte , S. 333


d. Kommunikationspolitik

S. 329, 330
Güter
Güter = sind alle Dienstleistungen/Rechte die der Befriedigung der Bedürfnisse dienen.
Güter
a. freie Güter (Luft, Sand, Wasser, Sonne) - nicht Gegenstand der Wirtschaft, Kostenlos, unbegrenzt vorhanden


b. Wirtschaftliche Güter

            - Gegenstand der Wirtschaft, kostet was, nicht unbegrenzt vorhanden
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Ökonomisches Prinzip
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	Ausgangsform
	a. Minimalprinzip (Sparprinzip)

b. Maximalprinzip (Optimalprinzip)


	Aussagen über
	a. Art und Weise des Wirtschaftens

b. Nichts ausgesagt über Zeile und Motive des Wirtschaftens


1. Maximalprinzip: Es verlangt das mit den gegebenen Mitteln eine möglichst hohe Leistung erzielt wird

2. Minimalprinzip – Es verlangt, dass eine Vorbestimmte Leistung mit möglichst geringen Mitteln erzielt wird.

Das Handeln nach dem ökonomischen Prinzip ist der Leitsatz für alle Wirtschaftseinheiten, also für Unternehmen und Haushalte.

Wirtschaftseinheiten – Betriebe

Betriebsarten

Einteilung nach rechtlichen Stellung des Betriebes und damit verschiedener Ziele. S. 11


Betrieb und Unternehmung S. 9
1 Unternehmung kann mehrere Betriebe haben

Betriebswirtschaftliche Produktionsfaktoren
 S.13
a. Elementarfaktoren







b. Dispositiver Faktor = dispositive Arbeit

Kombination und Substitution der Produktionsfaktoren  
Kombination = Elementarfaktoren + Dispositiver Faktor

Substitution  = Ersetzen (Mensch durch Maschine, Traditionelle Werkstoffe durch neue)

Betriebliche Funktionen S.28
a. Grundfunktionen (Finanzierung, Personalwesen, Informationswesen)




b. Querschnittsfunktionen (Verwaltung)

Volkswirtschaftliche Produktionsfaktoren S13
Betriebliche Kennzahlen
Produktivität (P)  
= Output / Input 
= Produktionsmenge / ( Arbeitsstunden x Mitarbeiter Anzahl )

Wirtschaftlichkeit (W) 
=  Leistung / Kosten 

= Ertrag / Aufwand

Ertrag 


= Menge x Marktpreis
Rentabilität

 = ( Gewinn / eingesetztes Kapital )  x 100 (%)
Die Unternehmung
1. Wirtschaftliche Überlegungen bei der Gründung

Wirtschaftszweig + Betriebsgröße

Standort

a. durch natürliche Vorraussetzungen bestehender Bodenschätze



b. Standortfaktoren S. 11



c. freie Standortwahl 

c1. Bindung




c2. Wechsel




c3. Spaltung

2. Rechtliche Überlegungen bei der Unternehmensgründung
Überblick Rechtsordnung

Arbeitsvertrag ist Mischform vom öffentlichen und privaten Recht
Öffentlich – Arbeitszeitgesetz 

Privat – Lohnverhandlungen
1. Allg. Teil 

2. Schuldrecht 

Aufbau BGB  5 Gesetzbücher 

3. Sachrecht 

4. Familienrecht 

5. Erbrecht




1. Handelsstand (Kaufmannsart, Vorschriften Namensfindung für Firma …)




2. Handels- und stille Gesellschaften (Personen, Kapitalgesellschaft)

Aufbau HGB 5 Bücher

3. Handelsbücher (Buchhalter - Gesetze)





4. Handelsgeschäfte (Vorschriften, nicht für Kaufleute nach HGB)





5. Seehandel

Gewerbefreiheit (Gewerbeordnung) – grundsätzlich darf ich jedes Gewebe beginnen. 

Ausnahme 1. Sittenwidrig (Kinderarbeit, Prostitution)

    2. genehmigungspflichtig (Sicherheit, Hotel-, Gaststättenwesen, Waffengeschäft)

Kaufmanneigenschaft


§1 Kaufmann ist:  

Gewebe (Kleingewerbetreibende Nichtkaufmann) 

- selbstständig, öffentliches tun, Eintragung im Register (Gewerbeamt), Gewinnabsicht, 

       nachhaltiges tun 



Handelsgewerbe 

· jedes Gewerbe = Handelsgewerbe

Ausnahme = Kaufmännisch eingerichteter Geschäftsbetrieb nicht notwendig 

1. Indiz > 24000€ Umsatz im Jahr, …

2. Indiz , ein Lieferant

3. Indiz – Anzahl der Mitarbeiter

4. Bankverbindungen
5. Teilnahme am Geld Checkverkehr

Formkaufmann §6, Ist Kaufmann §1, Kann Kaufmann §2
Firma der Unternehmung (Firmennamen)


§17, §18 (1) unterscheidbar + § 30

 (2) nicht irreführend (z.B. Spielwaren Import & Export e.K.= irreführend, für Kaufleute)


§19 Rechtsformzusatz
Firmenkern  + Rechtformzusatz + evtl. rechtlichen Zusatz




Leo Muster  +   e.K.
          +      Malermeister
Handelsregistereintrag


Wer? 

Öffentliches Verzeichnis ( Einsicht alle


Aufgabe?
Öffentliches Recht schützen, Schutz Gutgläubiger dritter


Wo?

Registergericht des Verwaltungsbezirkes
· Bekanntmachung durch den Bundesanzeiger und öffentlichen Blatt (z.B. Tageszeitung) § 10
2 Abteilungen
a. Personengesellschaften, Einzelhandelskaufleute, KG, OHG (Personen treffen sich)



b. Kapitalgesellschaften, GmbH, AG


 (Kapital trifft sich)

· Austragen aus Handelsregister bei Beendigung des Geschäftes
	
	Rechtliche Überlegungen bei der Unternehmensgründung

	
	Einzelunternehmung
	GbR
	HgB
	OHG

	Inhaber
	1
	mindestens 2
	1
	mind. 2

	Stammkapital
	
	
	
	

	Haftung
	Gesamtvermögen
	alle mit Gesamtvermögen 

Solidarisch 
	Gesamtvermögen
	alle mit Gesamtvermögen

Solidarisch

	Geschäftsführung
	allein
	nach innen : alle

nach außen: einer 
	Inhaber, kann Prokuristen einstellen
	

	Gewinn/Verlust
	allein
	Zu gleichen Teilen, wenn nicht anders geregelt
	allein
	Gewinn: 
4% der Kapitalanlage
Rest nach Köpfe

Verlust:

nach Köpfen 

	
	
	Gesellschaftervertrag:  Kein muss

· Kapitalanteile

· Schuldenregelung

· Gewinnregelung
	
	

	
	HGB
	BGB
	Handelsregister
	


	
	Rechtliche Überlegungen bei der Unternehmensgründung

	
	KG
	GmbH
	AG

	Inhaber
	Komplementär (1)

Kommandist (2
	Mindestens 1 oder

25000 €
	1

	
	
	Stammkapital :  25000 €
	Grundkapital:     50000 €

	Haftung
	1. Vollhafter

2. bis zur Höhe der Einlage
	bis zur Höhe der Einlage 
	Jeder Aktionär bis zur Höhe seine Einlagen

	Geschäftsführung
	Komplementär 


	der oder die Geschäftsführer 
	Vorstand

	Gewinn/Verlust
	Gewinn: 

4% der Kapitalanlage

Rest nach angemessenen Verhältnis

Verlust:

im angemessenen Verhältnis
	Im Verhältnis der Geschäftsanteile
	Im Verhältnis der Aktiennennbeträge

	Organe
	
	· Gesellschafterversammlung

· Geschäftsführer

· Evtl. Aufsichtsrat (ab 500 Arbeitnehmer zwingend)
	· Vorstand

· Hauptversammlung

· Aufsichtsrat

 bis 2000 1/3 an Vertreter

> 2000 ½  an Vertreter

	
	
	Kapitalgesellschaft, eine juristische Person
	wie GmbH

	
	
	BHG
	Handelsregister


Einzelunternehmer 
( Einzelkaufmann

GbR


( OHG (Personengesellschaft)

Willenserklärungen und Rechtsgeschäfte

Rechtobjekte (die Rechtlich von Bedeutung sind)+ Rechtssubjekte

Rechtobjekte =  (die Rechtlich von Bedeutung sind) 
    a. Einseitige


               nicht empfangsbedürftig       empfangsbedürftig (Kündigung, Mahnung)

b. zweiseitige (Vertrag Antrag + Annahme) - 2 Übereinstimmende Willenserklärungen (Kaufvertrag)

	· Sprachlich

· Mimik und Gestik

· schlüssiges/konkretes Handeln

· Unterlassung einer Handlung (Stillschweigen)


 Willenserklärung 
– 

Rechts- und Geschäftsfähig

Träger von Rechten und Pflichten  * Beginnt mit Geburt, endet mit dem Tod

Juristische Person – GmbH, AG(Sache Kapital) 

werden rechtsfähig mit 
a. Eintragung in ein Register 

b. Organ

c. Satzung

Geschäftsfähig –  Fähigkeit, rechtswirksam Rechtsgeschäfte durchführen.
Besitz und Eigentum

Besitz

– Ausübung der Gewalt >>in den Händen haben<< 

Eigentum 
– Ausübung der rechtlichen Gewalt >>gehört<<
Besitzerwerb 
– bewegliche Sachen 
( Erwerb durch Übergabe



– unbewegliche Sachen 
( Erwerb durch Überlassung 

Eigentumserwerb

– bewegliche Sachen 
( Erwerb durch Einigung (Vertrag) + Übergabe




– unbewegliche Sachen 
( Erwerb durch Einigung vor Grundbuchamt (Auflassung) + Eintragung 

  ins Grundbuchamt 

Inhalt und Grenzen der Vertragsfreiheit
1.    Abschluss von Verträgen 

· Treu und Glauben (Jeder Vertragspartner muss seine Pflichten erfüllen, auch Gewohnheitsrecht )

· abgeschlossene Verträge müssen eingehalten werden
      2.
Beendigung von Verträgen 
· befristete Verträge ( endet mit Fristablauf

· unbefristete Verträge ( Kündigung durch 1 Vertagpartner

· Kaufverträge erledigt, wenn V + K Pflichten erledigt haben

    3. 
Nichtigkeit von Rechtsgeschäften (= ungültig)
· Mangel an Geschäftsfähigkeit

· Mangel im Rechtsgeschäftlichen Willen

a. geheimer Vorbehalt (böser Scherz) § 116 BGB

b. Scheingeschäft § 117 BGB

c. Mangel an Ernsthaftigkeit (guter Scherz) § 118 BGB

· Mangel in Form

· Mangel in Inhalt des Rechtsgeschäfts

a. gesetzliches Verbot

b. Sittenwidrig, Wucher § 138 BGB

c. Rechtsfolgen § 306 BGB

d. Betrugsgeschäften § 263 BGB

   4. 
Anfechtbarkeit
Wettbewerbsverbot
a. gesetzliches
(während der Dauer des Dienstverhältnisses)





Inhalt:    kein Handelsgewerbe betreiben






keine Geschäfte in Tätigkeitsbereich meines Arbeit Gebietes
   
b. Vertragliches nach Beendigung des Dienstverhältnisses.

    Für max. 2 Jahre bei entspr. Bezahlung in der Region in diesem Geschäftszweig nicht arbeiten
     § 74b § 74 (2)

Kaufvertragsstörungen
· Mängel 

( Gewährleistung 
· Kaufmann 
· sofort (nach HGB)

· Privatmann 
· Neuware (2 Jahre)  
· Gebrauchtware (1 Jahr)

· Annahmeverzug 
( Selbsthilfe Kauf § 389 HGB

· Lieferverzug 
( Deckungskauf § 401 HGB

Neues Schuldreformgesetz 
Nacherfüllung





Rücktritt ohne Minderung (Vertragsrücktritt = Wandlung)





Schadensersatz oder Aufwandsersatz

Vollmachten / Prokura S. 27
Arbeitsgesetzgebung
Arbeitsrecht

Individualrecht 
Arbeitsschutzrecht
Kollektives Arbeitsrecht

* Gewerkschaften

Pflichten aus dem Arbeitsvertrag
Arbeitnehmer:

· Leistung der versprochenen Dienste Gewissenhaft – pünktlich

· Höchstpersönliche Verpflichtung

· Weisung des Arbeitsgeber Folge leisten (nicht schikanös, unsittlich, gesetzwidrig, gesundheitsschädigend)

· Wahrung von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen

Arbeitgeber:

· Vergütungspflicht §64 HGB 

· (zum Monatsende, Ausnahme öff. Dienst)
· höchst Richterliche Rechtssprechung: spätestens 15. des Folgemonats

· Fürsorgepflicht

· Rechtgüter schützen

· Mitteilungs- und Auskunftspflicht

· Obhut- und Schutzpflicht

· Sozialverspflichtige Beiträge abführen

· Gewährung von Urlaub

Bundesurlaubsgesetz §§ 1- 13
Anspruch §1

jeder Arbeitnehmer im Kalenderjahr, bezahlter Erholungsurlaub

Mindesturlaub §3
24 Tage, sofern nicht auf Sonn- und Feiertag

Wartezeit §4

6 Monate, dann voller Anspruch

Sonst. Teilurlaub §5 
1/12 des Jahresurlaubes für jeden vollen Monat

Firmenwechsel im Kalenderjahr §6

kein Doppelanspruch, alter AG muss bereits gewährleisteten Urlaub bestätigen

Zeitpunkt §7

Urlaubswünsche sind zu berücksichtigen, außer 
a. dringende Betriebliche Erfordernisse









b. anderer Arbeitnehmer mit höheren soz. Rang



zusammenhängend soweit wie möglich




bei Anspruch auf  mehr als 12 Werktage, auf einander folgend 12 Tage zusammen -Urlaub

Übertragbarkeit §7
bis 31.03 des Folgejahres, wenn Dringende Betriebliche Erfordernisse
(beantragen)
Abgelten $7

bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses ist möglich



Nicht möglich bei Azubis und Jugendliche Arbeitsnehmer

Urlaubsendgeld §11
Bemessung – 13 Wochen vor Urlaubsbeginn, 
Auszahlung vor Antritt des Urlaubes

Abweichung §13

ja, außer §§ 1,2, und 3 Abs. 1
Arbeitszeitgesetz § 1-9
· Arbeitszeit i.s.d. Gesetzes
§2
Beginn bis Ende ohne Ruhepausen 8h , 
· Normal werktägliche Arbeitszeit §3
10 h möglich wenn innerhalb von 6 Monaten oder 24 Wochen im Durchschnitt 8h 

erreicht werden
	· mind. 30 min( 6-9h

· mind. 45 min. ( mehr als 9h

· nach 6h max. eine Ruhepause


· Ruhepausen §4

	· mindestens 11h 

· Ausnahmen – Krankenhaus, Tierhalteeinrichtungen, Pflegeeinrichtungen


· Ruhezeit §5 


	· AN kann sein wo er will ( erreichbar-> keine Arbeitszeit außer Sonderregelung

· Muss in der Lage sein die Arbeit zu verrichten


· Rufbereitschaft

	· AN Schlaf- oder vom AG bestimmten Ort


· Bereitschaftsdienst

· Arbeitsbereitschaft
wache Achtsamkeit im Zustande der Entspannung ( gegen Entgelt
· Sonn- und Feiertage
Ruhe 0 -24 Uhr keine Arbeit
Ausnahmen ( Gaststätten; Krankenhaus
Arbeitsverhältnis und Wehrdienst- Arbeitsplatzschutzgesetz
· Ruhen des Arbeitsverhältnisses
· unverzüglich AG informieren

· Befristete Arbeitsverhältnisse werden nicht durch Grundwehrdienst verlängert

· Kündigungsschutz von Zustellung des Einberufungsbescheides bis Grundwehrdienstende

· Kündigung erst 2 Wochen nach Arbeitbeginn mit Frist von … möglich. durch AG

Auflösung eines bestehenden Arbeitsverhältnisses
· Arbeitgeber kündigt

· Arbeitnehmer kündigt

· Pflicht auf Zeugniserteilung durch KG (BGB §630)

Arten 
( einfach

( Qualifiziertes Zeugnis

· Anspruch von jedem Arbeitnehmer
· 3 Grundsätze der Zeugniserteilung
( Wahrheit
( Wohlwollen
( vereinzelte negative Vorkommnisse nicht 

      erwähnen 
· Kündigungsschutzgesetz

· BGB (Kündigungsfristen)
Berufsbildungsvertrag – Berufsbildungsgesetz
a. Azubi

Unterschrift
b. Firma

c. Gesetzlicher Vertreter

IHK oder HWK stellt fest, ob Firma ausbilden darf
	· Lernpflicht (an Prüfung- Unterricht teilnehmen, sonstige Maßnahmen)

· Weisungen folgen

· Keine Geschäftsgeheimnisse verraten

· Betriebliche Organisation beachten

· Ausbildungsnachweis führen

· Benachrichtigung bei fernbleiben


Inhalt:  Pflichten a. Azubi    ( 


b. Firma ( Ausbildungszeit, Ausbildungsvergütung, 
Kündigung, 
Zeugniserteilung

§13 Probezeit
mindestens 1Monat maximal 3 Monate
§15 Kündigung
in Probezeit 
( ohne Frist + ohne Angabe von Gründen



nach Probezeit 
( wichtiger Grund ohne Frist (muss genannt werden)

· von Azubi mit 4 Wochen Frist + Gründe

· schriftlich

§19 Urlaub – Jugendschutzgesetz 
( 
30 Werktage, wenn zu Beginn des Kalenderjahres nicht 16 Jahre






27        “

“                                                            17 Jahre     

 




25        “

“



      18 Jahre

§19 Vergütung BBG
angemessene Vergütung




mindestens Jährlich ansteigen

Krankheit
Entgeltfortzahlungsgesetz 6 Wochen
Rahmenlehrpläne durch Kultusministerium des entsprechenden Bundeslandes

Prüfungen §42
( Zwischenprüfungen (Ergebnis geht nicht in Endergebnis ein)



( Abschlussprüfung

Berufsausbildung und Betriebsrat
( volle Mitbestimmung 

§17 (Weiterarbeit) 
1 Tag nach Ausbildung, wird Ausgebildeter nicht heim geschickt, entsteht ein unbefristetes Arbeitsverhältnis
Gewerkschaften
· Grundgesetz Artikel 9 (3) 

· DGB (Deutscher Gewerkschaftsbund) ca. 16 Einzelgewerkschaften (BSP. IG – Metall, ÖTV)
· Außerhalb DGB
( DBB (Deutscher Beamtenbund)

( DAG (Deutsche Angestelltengewerkschaft)

( CGB (Christlicher Gewerkschaftsbund)

· Meist Industrieverbandsprinzip (AN eines bestehenden Industrie Bereiches meist 1 Betrieb eine Gewerkschaft)

· Gewerkschaft (( Betriebsrat 
§23 Betriebsverfassungsgesetz ( Gewerkschaft soll Betrieb unterstützen.

Arbeitgeber Organisationen

Öffentlich Rechtliche Organisationen a. IHK ( Zwangmitglieder
  (einzelne IHK’s im DIHT (Deutschen Industrie und Handelstag )
· allgemein: Wirtschaft fördern

· speziell Liste der Berufsausbildungsverhältnisse führen





      b. HWK 
Privatrechtliche Organisationen 
AG – Verbände (freiwillig)

Tarifvertrag

Aufgabe 
( Schutzfunktion für Arbeitnehmer
( Standards schaffen

· Kollektives Arbeitsrecht

· Inhalt §1       a. Rechte und Pflichten
b. Rechtsnorm (Inhalt, Abschluss, Beendigung  von Arbeitsverhältnissen)
c. betriebliche + Betriebsverfassungsrechtliche Fragen

· Form §1
schriftlich §6 – jeder Tarifvertrag muss in das Tarifregister eingetragen werden
· Recht auf Abschluss
ist Tariffähig (Tarifvertragspartner §2 = Gewerkschaften, einzelne AG, AG – Verbände)

Tarifgrundsätze

Tarifautonomie


a. TV = Mindestbedingungen

b. Einzelarbeitsvertrag darf nicht ungünstiger für Arbeitnehmer sein

Tariffähigkeit §2


Recht auf Abschluss (Gewerkschaften)
Tarifgebundenheit §§ 3 und 4
a. Tarifvertragsparteien + AG der beteiligt ist





b. gilt trotz Kündigung weiter, bis neuer ausgehandelt ist 

Allgemeinverbindlichkeit §5
TV kann auf nicht Tarifgebundenen AG + AN angewendet werden
Friedenspflicht


während der Laufzeit des TV keine  Arbeitskampfmaßnahmen (gestreikt, Aussperrung)

Öffentlichkeit §8


( muss öffentlich bekannt gegeben werden 
( in Tarifregister Bundesarbeitsministerium eintragen
( jeder kann einsehen

Tarifauseinandersetzungen
	· ist eine gemeinsame Arbeitseinstellung der Arbeitnehmer

· Ist die Fortsetzung der Tarifverhandlungen mit anderen Mitteln

· Ziel = Durchsetzung tariflicher (Wirtschaftlicher) Forderungen

· Träger des Streikes sind immer die Gewerkschaften


 Streik 

=
Rechtslage ( 
soll Letzte Mittel sein



keine Lohn und Gehaltszahlungen für Arbeitgeber

	· Generalstreik

· Vollstreik                  alle AN eines Betriebes oder alle AN eines Wirtschaftzweiges streiken

· Schwerpunktstreik   bestimmte Abteilungen eines Betriebes, Schlüsselpositionen streiken

· Warnstreik                Aufruf durch Gewerkschaft an organisierte Arbeitnehmer des Tarifgebietes

                                          Kurze, zeitlich befristete Arbeitsniederlegung in Zusammenhang mit 

                                          Tarifverhandlungen

Unzulässig

· Sympathie / Solidaritätsstreik   Streik zur Unterstützung der Forderungen einer anderen  

                                                         Gewerkschaft

· Wilder Streik               ohne Aufruf der Gewerkschaften
· Politischer Streik     


 Streikarten

Aussperrung
durch AG, nur bei Tarifverhandlungen


Zugang zu den Arbeitsplätzen für Arbeitnehmer verweigert



für alle möglichen, auch für Nichtstreikende



kein Geld für AN



muss verhältnismäßig sein (25% Streiken, 25 % Aussperren)

Arbeitsschutzgesetz

Jugend- , Mutterschafts-, Arbeitsschutz- (Wehrdienst), Kündigungsschutz-, Arbeitsschutz/Arbeitssicherheitsgesetz

Jugendarbeitsschutzgesetz

Gilt für §1 ( Beschäftigung von Personen, die nicht 18 Jahre alt sind

Kind im Sinne dieses Gesetzes

noch nicht 15, Jugendliche mit Vollzeitschulpflicht
Jugendlicher im Sinne dieses Gesetzes
15, aber noch nicht 18 Jahre alt
	· Arbeitstherapie

· Ernte nur mit Zustimmung gesetzlichen Vertreter

· Betriebspraktikum

· Auf Richterliche Anweisung


Kindern 
ist verboten                                      










            Ausnahmen (
Beschäftigung von









Nicht vollschutzpflichtigen (Berufsausbildung ( 7h pro Tag, 35h die Woche)



Vollzeitschulpflichtigen Jugendlichen (in den Schulferien, max. 4 Wochen im Jahr)
Höchstarbeitszeit
 §8
8h pro Tag, max. 40h die Woche
Akkord
§23
verboten

Ausnahme – zur Erreichung des Ausbildungszieles
Ruhepause
30min bei 4,5 bis 6h Arbeitszeit, 60 min bei > als 6h
Ruhezeit
mindestens 12 Stunden



25 Werktage, wenn am Jahresanfang noch nicht 18 Jahre alt
Mutterschutzgesetz
Beschäftigungsverbot §§ 3,4,6,8
· 6 Wochen vor Entbindung 
( Ausnahme Mutter will ausdrücklich weiterarbeiten (schriftlich), Widerruftsrecht

· 8 Wochen nach Entbindung
( Ausnahmen Todgeburt, Mehrlinksgeburt (12 Wochen)
· schwere Körperliche Arbeit
· Giftige / Gesundheitsschädigende Stoffe, Strahlen, Staub, Lärm … 

· Bei Nachtarbeit, Sonn- und Feiertag, Akkord
Ausnahmen ( Gastronomie, Landwirtschaft, Schausteller…

Kündigungsverbot §9
Während der Schwangerschaft
Innerhalb von 2 Wochen nach Kündigung – Schwangerschaft mitgeteilt

4 Monate nach Entbindung

Unerlaubte Fragen

· Schwanger

( außer kleine Firma

· Vermögensverhältnisse
( außer bei Bank oder Geldgeschäfte

· Zugehörigkeit bei Politischen Organisationen ( außer bei Beitritt in eine
· Gesundheit

( außer bei Kraftfahrer, Gaststätte, Höhe, Medizin…

Erhaltung von Rechten §10
Arbeitnehmer kann Fristlos kündigen

Bei Neueinstellung in alter Firma ( innerhalb eines Jahres alle Zeiten angerechnet, 

außer zwischenzeitlich ein anderes Arbeitsverhältnis

Überprüfung
( Gewerbeaufsichtsamt

Kündigungsschutzgesetz §§1 – 5
Kündigungsschutz
a. allgemein
wenn:
alle Arbeitnehmer, wenn mehr als 6 Monate beschäftigt






§23 mind. 6 ständig beschäftigte Arbeitnehmer 




b. Speziell
bestimmte Personen, Wehrdienstleistende, werdende Mütter, Wöchnerinnen





behinderte, ältere Arbeitnehmer

Ordentliche Kündigung des AG rechtunwirksam, wenn

· sozial ungerechtfertigt ist : 
· nicht in der Person 

· nicht im Verhalten des Arbeitnehmers liegt

· keine dringenden Betrieblichen Erfordernisse

· Betriebsrat schriftlich widersprochen hat

Ordentliche Kündigung – 5  Tage Widerspruch (alles an den Betriebsrat)

Außerordentlich

3 Tage Widerspruch

Kein allgemeiner  Kündigungsschutz
· In der Person des Arbeitnehmers z.B.
· mangelnde körperliche geistige Eignung (Führerscheinverlust)

· alters- Krankheitsbedingte Nachlassen von Fähigkeiten, die für betreffende berufliche Tätigkeit wesentlich sind

· mangelnde Aus- und Fortbildung
· mangelnde Fähigkeiten zum Erwerb neuer Kenntnisse
· Langandauernder Erkrankung ohne Aussicht auf Genesung

· Verhalten des Arbeitnehmers z.B.
· Ständig schlechte Arbeitsleistung

· Wiederholte Unpünktlichkeit

· Verstöße gegen Gehorsam- und Verschwiegenheitspflicht

· Beleidigungen gegen Vorgesetzte

· Aufrührerisches Verhalten im Betrieb (nachhaltige Störung des Betriebsklimas)

· Leistung von Schwarzarbeit während des Urlaubs

· Verstöße gegen das gesetzliche Wettbewerbsverbot

· In dringenden Betrieblichen Erfordernissen z.B.

· Stilllegung ganzer Abteilungen

· Dauerhafter Auftragsmangel

· Rationalisierungsmaßnahmen
· Änderung der Produktionsmethoden

· Betriebseinschränkung (z.B. Auflösung von Zweigwerken, Filialen)

Kündigung und Betriebsrat §102 BetrVG eingeschränkte Mitbestimmung (= anhören)
· dass gekündigt werden soll

· Alle Gründ von AG

· Keine Info an Betriebsrat ( Kündigung unwirksam

4 Möglichkeiten des Betriebsrates zu  Reagieren

· Widerspruch

· Allg. Einwand (Argumente nicht aus §102 BetrVG)

· Nichts tun

· Zustimmung

Einspruchsfristen für Arbeitnehmer

Beim Betriebsrat innerhalb einer Woche
Beim Arbeitsgericht 3 Wochen ( Kündigungsschutzklage + Weiterbeschäftigung

Arbeitsschutz IT Handbuch S. 299
Sozial

( Kündigungsschutzgesetz, Arbeitszeitgesetz

Technisch
( Arbeitssicherheitsgesetz 

· Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit bestellen durch Arbeitsgeber
( Arbeitsstättenverordnung (Arbeitsplatzgestaltung)

Betriebsverfassungsgesetz
Grundbegriffe:

· Arbeitnehmer in diesem Sinne des Gesetzes §5 sind:  

· Arbeiter

· Angestellte ( nicht: leitende Angestellte (Prokura)

· Azubis

	· >>Hardware<<  zur Erreichung eines arbeitstechnischen Zwecks

· Betriebsrat zuständig bei Umsetzung der wirtschaftlichen Entscheidungen


Betrieb: 

	· wirtschaftlich Einheit (welche Banken, Auftraggeber)

· nicht Betriebsrats Tätigkeit

· Aufsichtsrat


Unternehmen: 

Zusammenarbeit Arbeitgeber und Betriebsrat ( strittige Fragen mit ernsthaften Willen zur Klärung gelöst werden

Ebenen der Mitbestimmung im Unternehmen
1. Unterste Ebene
Mitbestimmung am Arbeitsplatz für alle AN
§81 – Unterrichtigung- und Erörterungspflicht des AG an den AN
· Aufgaben, Verantwortung am Arbeitsplatz, Arbeitsablauf

§82 – Anhörungs- – und Erörterungsrecht des AN für betriebliche Arbeitsahngelegenheiten die 
   diesen AN betreffen, Arbeitsplatzgestaltung, Arbeitsablauf



        §83 – Einsicht in die Personalakte (sofort möglich)
        §84 – Beschwerderecht, Arbeitgeber-, nehmer benachteiligen mich

2. mittlere Ebene
Mitbestimmung auf betrieblicher Ebene
· Betriebsrat
· Jugend- und Auszubildentenvertretung

3. Höchste Ebene
Mitbestimmung in der Unternehmensführung

· Aufsichtsrat

· Vorstand
Betriebsvereinbarungen
· Arbeitgeber + Betriebsrat

· Kollektivvereinbarung

· Schriftlich

· Inhalt nicht: 
Dinge die im Tarifvertrag geregelt sind

· Inhalt: 

Detail zum Tarifvertrag regeln

· Gleitende Arbeitszeit/ Überstunden / Weiterbildung

Einigungsstelle:
normal: mit Frist von 3 Monate Kündbar

Sozialplan:
( Sonderform der Betriebsvereinbarung bei Personalabbau


( Milderung der wirtschaftlichen Nachteile (z.B. mit einer Abfindung)
Jugend und Auszubildenden Vertretung

· Interessen der jugendlichen Arbeitnehmer umzusetzen.

· Nicht die Aufgabe Betriebsvereinbarungen abzuschließen (kann man zum BR tragen ()
Wann möglich
mindestens 5 
noch nicht 18 Jahre (jugendliche AN)





Noch nicht 25 Jahre (Azubis)


Wählbar

alle, die noch  nicht 25 Jahre
Amtszeit
2 Jahre (01.10 – 30.11)
Sitzungen
möglich noch Verständigung mit Betriebsrat


Betriebsratmitglied kann teilnehmen

Arbeitsgerichtbarkeit

	· mind. 25 Jahre alt

· Tätigkeit als AN oder AG im Bezirk des Arbeitsgerichts

· für 4 Jahre


Ehrenamtlicher Richter (

Angelegenheit Azubis
Ausbilder:  Schiedsverfahren vor IHK vor Gang zum Arbeitsgericht

Sozialversicherung[image: image2.png]



